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Gegen 800 Unternehmen betroffen
Grosse Firmen müssen für ihren Gewinn bald mindestens 15 Prozent Steuern zahlen. Jetzt gibt es Schätzungen für die Zentralschweiz.

Alexander von Däniken

Am 18. Juni entscheidet die
Schweizer Stimmbevölkerung,
ob ab 2024 zusätzliche Steuer-
einnahmen im Land bleiben
oder ins Ausland abfliessen
sollen. Dass bestimmte Konzer-
ne mehr Steuern bezahlen müs-
sen, ist nämlich bereits klar: Die
Gruppe G20 und die Orga-
nisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) haben beschlos-
sen, eine globale Mindeststeuer
einzuführen. Unternehmen mit
einem Jahresumsatz von min-
destens 750 Millionen Euro
müssen auf ihren Gewinn min-
destens 15 Prozent Steuern
zahlen. So soll der internationa-
le Steuerwettbewerb bei Un-
ternehmensgruppen, die in
mindestens zwei Staaten be-
steuert werden, etwas einge-
dämmt werden.

Wie viele Unternehmen
schweizweit betroffen sind, das
wissen die Behörden nicht ge-
nau. Die eidgenössische Steu-
erverwaltung schätzt, dass es
sich um «wenige hundert»
inländische sowie «wenige
tausend» ausländische Unter-
nehmensgruppen handelt. Klar
ist nur, dass die Mindeststeuer
für die grosse Mehrheit der
Firmen nicht gelten wird, da
sie weniger als eine Dreiviertel
Milliarde Euro Umsatz ver-
zeichnen.

Hälftederbetroffenen
FirmenhatZugerSitz
Unsere Zeitung versucht es
dennoch mit einer Annähe-
rung. Und hat die Industrie-
und Handelskammer Zentral-
schweiz IHZ um eine Einschät-
zung gebeten. Demnach sind in
unserer Region zwischen 700
und 800 Unternehmen von der
Mindeststeuer betroffen; in-
und ausländische Tochterge-
sellschaften inbegriffen.

Wenig überraschend machen
Firmen im Kanton Zug die
Mehrheit aus. Rund 400 Unter-
nehmen dürften es sein. Es fol-
gen die Kantone Luzern (rund
200 Firmen), Schwyz (75) und
Nidwalden (50). In Obwalden
und Uri sind gemäss Schätzun-
gen der IHZ jeweils maximal 10
Unternehmen betroffen. Dass
diese Unternehmen wegen der
höheren Steuern wegziehen, ist
praktisch ausgeschlossen; die
Mindeststeuer wird in rund 140
Staaten gelten. Entsprechend
dürfen die Standortkantone mit
zum Teil hohen Mehreinnah-
men rechnen; denn nur 25 Pro-
zent gehen an den Bund.

Der Kanton Zug wird in der
Zentralschweiz am meisten
profitieren; 242 Millionen Fran-
ken zusätzlich dürften es pro
Jahr gemäss einer Studie des
Beratungsbüros BSS sein, wel-
che die SP in Auftrag gegeben
hatte. Es folgen Luzern mit 54,5
Millionen und Schwyz mit 14,6
Millionen Franken. Einstellige
Millionenbeträge sind in Nid-
und Obwalden sowie Uri zu er-
warten. Gemäss der Studie
dürften sich die Zentralschwei-
zer Kantone auf Mehreinnah-
men von knapp 330 Millionen
Franken freuen; die IHZ geht
von 300 bis 500 Millionen
Franken aus.

Bei geschätzten Mehreinnah-
men von schweizweit 1 bis 1,25
Milliarden Franken machen
Firmen aus der Zentralschweiz
also mindestens einen Viertel
aus. Das hat auch damit zu tun,
dass in diesen Kantonen die
Unternehmensgewinnsteuern
aktuell unter den 15 Prozent lie-
gen, in Bern oder im Jura hin-
gegen über der Grenze.

Finanzausgleich:
Uri erhältmehrGeld
Damit Kantone ohne Gross-
konzerne nicht leer ausgehen
und solche mit vielen solcher
Firmen nicht zu stark profitie-
ren, wird ein Teil der Mehrein-

nahmen über den Finanzaus-
gleich kompensiert. Zug wird
so gegen 40 Millionen Franken
zusätzlich in den Topf ein-
zahlen, dafür können Uri mit
3,4 Millionen Franken und
Obwalden mit 0,6 Millionen
Franken etwas höhere Auszah-
lungen budgetieren.

Die grossen Unternehmen
werden also stärker zur Kasse
gebeten. Und trotzdem sind alle
grossen Wirtschaftsverbände
für die Einführung der Min-
deststeuer. Auch in der Zentral-
schweiz. Die IHZ, welche alle
Kantone der Region ausser Zug
abdeckt, begründet die Zustim-
mung mit der international be-

reits beschlossenen Erhöhung.
Sollte die Bevölkerung am
18. Juni Nein stimmen, dann
dürfen andere Länder die Dif-
ferenz einfordern. Yves Spüh-
ler, Leiter Wirtschaftspolitik
und Ökonomie: «Für die Unter-
nehmen bedeutet die Mindest-
steuer ohnehin einen grossen
administrativen Aufwand. Sie
sind gezwungen, die internen
Prozesse für die neue Veran-
lagung anzupassen. Unsere
Mitgliederunternehmen wün-
schen sich eine rasche Umset-
zung in der Schweiz, damit
Rechts- und Planungssicherheit
geschaffen wird.»

DirekteSubventionen
sindverboten
Noch offen ist, wie die ein-
zelnen Kantone die Mindest-
steuer konkret abfedern wollen,
um wirtschaftlich attraktiv zu
bleiben. Direkte Subventionen
zurück an die betroffenen
Unternehmen sind im Rahmen
der Mindeststeuer illegal. Mög-
lich sind laut Spühler Investitio-
nen in die Infrastruktur und
den Bildungsplatz, steuerliche
Massnahmen bei den natürli-
chen Personen oder vereinfach-
te bürokratische Abläufe. «Die
Schweiz hat als Unternehmens-
standort viel mehr zu bieten
als tiefe Steuern, dazu müssen
wir Sorge tragen.»

Dem schliesst sich auch
Karin Kofler an. Die Geschäfts-
führerin der Zuger Wirtschafts-
kammer sagt: «Wir rechnen
nicht mit einem Exodus, weil
Zug als Standort viel mehr zu
bieten hat als tiefe Steuern.»
Die bisherigen Überlegungen,
mit den Mehrerträgen in die
Förderung von Innovation, For-
schung und Entwicklung zu
investieren, würden von der
Wirtschaftskammer begrüsst.
«Bis die Mehreinnahmen flies-
sen, dürfte es allerdings 2026
oder 2027 werden.»

Rund 400 der geschätzten 800 Unternehmen in der Zentralschweiz, die von der Mindeststeuer betroffen sind, liegen im Kanton Zug.
Bild: Patrick Hürlimann (25. 10. 2022)

Aussichten

Die Rezession der Schwarzmaler?
Die Weltwirtschaft befindet
sich über ihrer Talsohle. Vor
allem im asiatisch-pazifischen
Wirtschaftsraum geht es
aufwärts. Davon profitiert
auch Europa. Die jüngsten
Wachstumsprognosen wurden
von allen wesentlichen Insti-
tutionen erhöht, zwar nur
leicht, aber immerhin. Selbst
in den USA ist die Sprachfor-
mulierung «spätzyklisch»
inhaltlich falsch. Die wirt-
schaftlichen Aktivitätsindika-
toren befinden sich weiterhin
nicht in einer rezessiven
Spirale, sondern auf einem
robust expansiven Pfad,
obschon Schwarzmaler seit 18
Monaten ununterbrochen den
unmittelbaren Beginn einer
Rezession prophezeien. Allein
schon die inverse Zinsstruk-
turkurve mit hohen Zinsen am
kurzen Ende und tieferen am
langen Ende reicht manchen
als Prognosemuster.

Dabei wird eines übersehen.
Nominell war die weltweite
Produktionsleistung historisch
noch nie so hoch und noch nie
so gut über den Globus verteilt
wie heute. Es gibt nicht mehr
einen einzigen Pol (die USA),
sondern mehrere dynamische
Wirtschaftsräume, die sich
übrigens nicht parallel entwi-
ckeln und damit die globale
Entwicklung stabiler machen.
Noch nie waren in der Welt-
wirtschaft so viele Menschen
erwerbstätig wie heute, noch
nie war die Arbeitslosigkeit
global tiefer, und noch nie gab
es so viele Innovationen wie
jüngst in der künstlichen
Intelligenz. Das führt zu
rekordhohen Lohnsummen,
die letztlich in einen robusten
Konsum münden, und zu
Investitionen. Nach dem
steilsten Leitzinsanstieg der
amerikanischen Zentralbank
Federal Reserve (+500 Basis-

punkte innerhalb von nur 15
Monaten) befindet sich die
Volkswirtschaft selbst da in
einer Phase von 2,9 Prozent
Wachstum!

Interessanterweise ist die
Inflation weder in China noch
in Indien ein Problem. In
China mit einer Inflationsrate
von 0,1 Prozent der Konsu-
mentenpreise herrscht bei den
Produzentenpreisen (Preise
ausgangs der Fabrikationsstät-
ten) gar Deflation. Auch im
bevölkerungsreichsten Land
der Welt, in Indien, sind die
Konsumentenpreise ein
geringes Problem. Der intensi-
ve Wettbewerb um die wach-
sende Mittelschicht sorgt für
einen harten Preiskampf.

Selbst in der energieintensi-
ven US-Wirtschaft befinden
sich die Produzentenpreise
bereits in der deflationären

Zone, weil Energiepreise und
Rohstoffkosten für Aluminium
und Stahl sowie deren Trans-
port über die letzten zwölf Mo-
nate betrachtet auf neue
Tiefstkurse fielen. Die Konsu-
mentenpreise, klammert man
das Wohnen aus, nahmen in
den letzten zehn Monaten
insgesamt nur 0,3 Prozent zu,
seit letztem Juni herrscht
somit Preisstabilität.

Blickt man auf die letzten
hundert Jahre Geld- und
Wirtschaftsgeschichte zurück,
so lässt sich vor allem festhal-
ten: Nichts ist so beständig
wie der Wandel. Deshalb
müssen auch Denkweisen,
Muster und lineare Erklä-
rungsversuche regelmässig
überprüft werden. Wenn wir
in Europa den amerikanischen
Konjunkturzyklus zum Mass-
stab unserer Investitions- und
Anlageentscheide machen

würden, wäre das genauso
falsch wie wenn wir uns aus-
schliesslich am asiatischen
Boom orientieren würden.
Jede Wirtschaftsregion hat
ihre eigenen Herausforderun-
gen und Zyklen.

Aber eines können uns die
Botschaften aus dem Westen
wie auch aus dem Osten
vermitteln: Das Jahr 2023
wird definitiv zum Jahr der
Rückkehr zu tiefer Inflation
und zur Deflation in manchen
Regionen und Produktseg-
menten. In der Schweiz liegt
die Kerninflation bereits bei
tiefen 2,2 Prozent, Tendenz
fallend. Wo Wettbewerb
herrscht, besteht ein immen-
ser Druck auf Innovation als
einzige tragfähige Begrün-
dung für reale Preiserhöhun-
gen. Künstliche Intelligenz
wird uns voranbringen, die
Produktivität steigern und

den Wohlstand erhöhen.
Vielerorts allerdings, wo man
von wenig innovativen Mas-
senprodukten umgeben ist,
dominiert dagegen der Preis-
druck. Tiefere Preise sorgen
für mehr Kaufkraft und eine
höhere Konsumlaune, was die
dunklen Rezessionswolken
wegblasen wird.
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